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1. Instanz

Aktenzeichen S 9 V 2/98
Datum 11.10.1999

2. Instanz

Aktenzeichen L 18 V 4/00
Datum 12.12.2000

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts WÃ¼rzburg vom
11.10.1999 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist, ob der KlÃ¤gerin Hinterbliebenenrente oder Witwenbeihilfe und
ungekÃ¼rztes Bestattungsgeld zustehen.

Bei dem am â�¦1918 geborenen und am 04.08.1997 verstorbenen
Versorgungsberechtigten (VB) und Ehemann der KlÃ¤gerin waren zuletzt mit
Bescheid vom 27.02.1978 als SchÃ¤digungsfolgen (SF) mit einer Minderung der
ErwerbsfÃ¤higkeit (MdE) von 70 vH anerkannt:

1. Versteifung des linken Schultergelenkes und Teilversteifung des Ellenbogen-,
Hand- und der Fingergelenke nach geheiltem Schussbruch des linken Oberarmes.
2. Geheilter Unterkieferschussbruch mit Verlust der ZÃ¤hne 11 und 12 im
Oberkiefer, 31 bis 36 sowie 41 bis 45 im Unterkiefer.
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3. Narbe an der Nase und am linken Unterarm.

Als Folge eines am 22.03.1968 erlittenen Arbeitsunfalls (Sturz von einer Leiter)
waren beim VB von der SÃ¼dwestlichen Bau-Berufsgenossenschaft (BG) lt.
Bescheid vom 14.10.1997 mit einer MdE von 50 vH anerkannt: MuskelschwÃ¤che
am rechten Arm, Teilversteifung des rechten Schultergelenks, Streck- und
Beugebehinderung am rechten Ellenbogengelenk, EinschrÃ¤nkung der
Drehbeweglichkeit des rechten Unterarmes nach innen und auÃ�en,
Bewegungsbehinderung am rechten Handgelenk, BeugeeinschrÃ¤nkung aller
Langfinger der rechten Hand, geringe Streckbehinderung an den Mittelgelenken der
Langfinger der rechten Hand, unvollstÃ¤ndiger Faustschluss der Langfinger,
Verdickung des Mittelgelenks am rechten Mittelfinger.

Der VB bestand am 07.04.1945 die erste juristische StaatsprÃ¼fung, musste aber
nach zweimaligem Nichtbestehen der zweiten juristischen StaatsprÃ¼fung 1951 als
Referendar aus dem Staatsdienst ausscheiden. Bereits wÃ¤hrend seiner
Referendarzeit und danach arbeitete er im elterlichen Stukkateurbetrieb und schied
1970 als GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer aus dem elterlichen Betrieb aus. Der VB bezog keine
Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung. Die BG ist im Bescheid vom
24.04.1969 Ã¼ber eine vorlÃ¤ufige Rente davon ausgegangen, dass der VB den
Unfall von 1968 im eigenen Betrieb erlitten hatte.

1.

Die KlÃ¤gerin stellte am 18.08.1997 Antrag auf GewÃ¤hrung von Bestattungsgeld
und Hinterbliebenenrente unter Vorlage eines Ã¤rztlichen Attestes des Dr.H â�¦ vom
14.08.1997, wonach der VB an einem zunehmenden KrÃ¤fteverfall verstorben sei
und in den letzten Wochen (schÃ¤digungsbedingt) keinerlei Nahrung mehr zu sich
habe nehmen kÃ¶nnen. Nach der Todesbescheinigung des Gesundheitsamtes Bad
Neustadt vom 22.08.1997 war der Tod des VB aufgrund eines Herzstillstandes als
Folge von arteriellen Embolien im Zusammenhang mit einem Aorten-
Femoralisaneurysma sowie Zustand nach Myokardinfarkt und Herzinsuffizienz
eingetreten. Nach der vom Beklagten eingeholten Stellungnahme des Internisten
und Pneumologen Dr.B â�¦ vom 09.09.1997 verstarb der VB an einer primÃ¤r
vasculÃ¤ren arteriosklerotischen GefÃ¤Ã�erkrankung.

Der Beklagte gewÃ¤hrte mit Bescheid vom 21.10.1997 das Bestattungsgeld nur zur
HÃ¤lfte in HÃ¶he von 1.366,- DM, da er den Tod des VB nicht als Folge einer
SchÃ¤digung im Sinne des Â§ 1 Bundesversorgungsgesetz (BVG) erachtete. Im
Widerspruchsverfahren begehrte die KlÃ¤gerin die Aufhebung des Bescheides vom
21.10.1997 und die GewÃ¤hrung von Witwenversorgung. Sie machte geltend, der
Tod des VB sei SchÃ¤digungsfolge gewesen. Auch hÃ¤tte dieser ohne die
SchÃ¤digungsfolgen sicher noch lÃ¤nger als ein Jahr gelebt. Zur BegrÃ¼ndung
legte sie ein Attest des Chefarztes des Kreiskrankenhauses Bad Neustadt, Innere
Abteilung, Dr.S â�¦, vom 21.10.1997 vor, wonach die Verletzung im Gesichtsbereich
bzw im Bereich der Kaumuskulatur den VB wÃ¤hrend des stationÃ¤ren Aufenthalts
vom 11.05.1997 bis 18.06.1997 wegen eines Vorderwandinfarkts mit
Vorderwandaneurysma, einer akuten Pankreatitis und einer gastrointestinalen
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Blutung bei Ulcus duodeni sehr stark behindert habe. Die Kriegverletzung habe zur
Folge gehabt, dass der VB wÃ¤hrend des stationÃ¤ren Aufenthaltes kontinuierlich
ganz erheblich an Gewicht abgenommen habe und krÃ¤ftemÃ¤Ã�ig zusehends
verfallen sei. Die SchÃ¤digungsfolgen hÃ¤tten sich bei der jetzigen Erkrankung mit
tÃ¶dlichem Ausgang fÃ¼r den VB in nicht unerheblichem Umfang negativ
ausgewirkt. Der Allgemeinarzt Dr.H â�¦ vertrat in einem Attest vom 30.10.1997 die
Auffassung, dass â�� hÃ¤tten die Schussverletzungen des Gesichts und des
Unterkiefers nicht bestanden â�� der VB die neu aufgetretenen akuten
Erkrankungen, an denen er verstorben sei, Ã¼berlebt hÃ¤tte.

Der Beklagte wies den Widerspruch mit Bescheid vom 12.12.1997 zurÃ¼ck. Zur
BegrÃ¼ndung gab er an, aus den zahlreichen Vorgutachten werde in keinem Fall
von einer BeeintrÃ¤chtigung der Nahrungsaufnahme berichtet. UrsÃ¤chlich fÃ¼r
den Tod des VB sei vielmehr eine vasculÃ¤re arteriosklerotische
GefÃ¤Ã�erkrankung, die in keinem Zusammenhang mit den geltend gemachten
Kaubeschwerden und der darauf zurÃ¼ckgefÃ¼hrten Gastritis und Duodenitis
stehe.

Im anschlieÃ�enden Klageverfahren vor dem Sozialgericht (SG) WÃ¼rzburg hat die
KlÃ¤gerin die Auffassung vertreten, der VB sei wegen der Gesichts- und
Kieferverletzung und der damit im Zusammenhang stehenden verminderten
Nahrungsaufnahme regelrecht verhungert. Sie hat ein Attest des Chefarztes der
Chirurgischen Abteilung des Kreiskrankenhauses Bad Neustadt vom 26.02.1998,
Dr.J â�¦, vorgelegt, wonach die nicht ausreichende orale Nahrungsaufnahme bei
Zustand nach Kriegsverletzung des rechten Oberkiefers zur langzeitparenteralen
ErnÃ¤hrung vom 22.07.1997 bis 04.08.1997 gezwungen habe und der VB trotz aller
intensiv-medizinischen BemÃ¼hungen am 04.08.1997 verstorben sei. Die vom SG
gehÃ¶rte Internistin Dr.B â�¦ hat den Tod des VB in ihrem Gutachten vom
22.03.1999 nicht auf die anerkannten SchÃ¤digungsfolgen zurÃ¼ckgefÃ¼hrt. Sie
hat auch nicht angenommen, dass die anerkannten SchÃ¤digungsfolgen den
Todeszeitpunkt um ein Jahr vorverlegt haben. Der gemÃ¤Ã� Â§ 109
Sozialgerichtsgesetz (SGG) gehÃ¶rte Facharzt fÃ¼r Allgemeinmedizin Dr.H â�¦ hat
in seinem Gutachten vom 16.06.1999 angenommen, der VB sei zum grÃ¶Ã�eren
Teil auch an den anerkannten SchÃ¤digungsfolgen durch vÃ¶lligen KrÃ¤fteverfall
verstorben. Die anerkannten SchÃ¤digungsfolgen hÃ¤tten mit hÃ¶chster
Wahrscheinlichkeit den Todeszeitpunkt um mindestens ein bis zwei Jahre
vorverlegt.

Der Beklagte hat mit einer chirurgisch-gefÃ¤Ã�chirurgischen Stellungnahme des
Dr.T â�¦ vom 29.06.1999 daran festgehalten, dass der Tod des VB Folge der
schÃ¤digungsunabhÃ¤ngigen dilatierenden arteriellen Erkrankung gewesen sei.

2.

Der Beklagte lehnte den Antrag der KlÃ¤gerin vom 14.08.1997 auf
Witwenversorgung gemÃ¤Ã� Â§ 38 BVG mit Bescheid vom 29.05.1998 ab. Er
verneinte einen ursÃ¤chlichen Zusammenhang der anerkannten
SchÃ¤digungsfolgen mit dem zum Tod fÃ¼hrenden Leiden und maÃ� den
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anerkannten SchÃ¤digungsfolgen auch keine Bedeutung im Sinne einer
LebensverkÃ¼rzung um mindestens ein Jahr zu. Auch die Unfallfolgen des
Arbeitsunfalles vom 22.03.1968 (Sturz von einer Leiter) sah er nicht als mittelbare
SchÃ¤digungsfolgen an. Zugleich lehnte er die GewÃ¤hrung von Witwenbeihilfe mit
der BegrÃ¼ndung ab, es kÃ¶nne nicht glaubhaft nachvollzogen werden, dass der
VB wegen der SchÃ¤digungsfolgen nicht in der Lage gewesen sei, die zweite
juristische StaatsprÃ¼fung mit Erfolg abzulegen. Der VB sei auch nicht wegen der
anerkannten SchÃ¤digungsfolgen aus dem Erwerbsleben ausgeschieden. Der
Widerspruch blieb erfolglos (Widerspruchsbescheid vom 31.07.1998).

Gegen diese Bescheide hat die KlÃ¤gerin ebenfalls Klage zum SG erhoben und
daran festgehalten, dass der VB die akute Erkrankung ohne Kriegsverletzung
Ã¼berlebt hÃ¤tte. Auch sei der VB durch die KriegsbeschÃ¤digung beruflich
betroffen gewesen, da er wegen stÃ¤ndiger verletzungsbedingter Erkrankungen die
zweite juristische StaatsprÃ¼fung nicht geschafft habe. Auch die TÃ¤tigkeit als
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der Stukkateurfirma seines Vaters habe der VB 1970
schÃ¤digungsbedingt beenden mÃ¼ssen.

Das SG hat die Referendarakten des VB vom Oberlandesgericht Bamberg
beigezogen und nach Verbindung der Klageverfahren die Klagen mit Urteil vom
11.10.1999 abgewiesen. Es hat sich insbesondere den AusfÃ¼hrungen der Dr.B â�¦
angeschlossen und auch keinen Anhalt gesehen, dass der VB schÃ¤digungsbedingt
die zweite juristische StaatsprÃ¼fung nicht bestanden hat. Vielmehr habe er sich in
zeitlich ausreichender Weise auf die PrÃ¼fung vorbereiten kÃ¶nnen und habe als
Kriegsversehrter der Stufe III Anspruch auf VerlÃ¤ngerung der Arbeitszeit um die
HÃ¤lfte der normalen Arbeitszeit bei den vier schriftlichen Arbeiten gehabt. Aus
dem elterlichen GeschÃ¤ft sei er 1970 auch nicht wegen der SchÃ¤digungsfolgen
ausgeschieden.

Gegen dieses Urteil hat die KlÃ¤gerin Berufung eingelegt und weiterhin die
GewÃ¤hrung von Hinterbliebenenrente oder Witwenbeihilfe begehrt. Der vom Senat
gehÃ¶rte Leitende Arzt der GefÃ¤Ã�chirurgie der Chirurgischen UniversitÃ¤tklinik
WÃ¼rzburg, Prof.Dr.F â�¦, hat im Gutachten vom 07.08.2000 die Kau- und
Schluckbeschwerden des VB mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit als
Ursache fÃ¼r die abrupte KÃ¶rpergewichtsabnahme von 15 kg innerhalb der letzten
zwei Jahre vor seinem Ableben ausgeschlossen. Ebenso ist er mit an Sicherheit
grenzender Wahrscheinlichkeit davon ausgegangen, dass der VB wegen der Kau-
und SchluckstÃ¶rungen nicht mindestens ein oder zwei Jahre frÃ¼her verstorben
ist.

Die KlÃ¤gerin hat an ihrem Begehren festgehalten und sich auf das Gutachten des
Dr.H â�¦ vom 16.06.1999 sowie das Attest des Dr.S â�¦ vom 21.10.1997 gestÃ¼tzt.
ZusÃ¤tzlich hat sie ein Schreiben des behandelnden Zahnarztes Dr.T.F â�¦ vom
11.09.2000 vorgelegt, worin sich dieser den AusfÃ¼hrungen des Dr.H â�¦
angeschlossen hat, weil der VB wegen der SchÃ¤digungsfolgen keine richtige
Kauarbeit habe leisten kÃ¶nnen.

Die KlÃ¤gerin beantragt,
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das Urteil des SG WÃ¼rzburg vom 11.10.1999 und den Bescheid vom 21.10.1997
idF des Widerspruchsbescheides vom 12.12.1997 sowie den Bescheid vom
29.05.1998 idF des Widerspruchsbescheides vom 31.07.1998 aufzuheben und den
Beklagten zu verurteilen, ihr Hinterbliebenenrente gemÃ¤Ã� Â§ 38 BVG und das
volle Bestattungsgeld, hilfsweise Witwenbeihilfe gemÃ¤Ã� Â§ 48 BVG zu
gewÃ¤hren.

Der Beklagte beantragt,

die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des SG WÃ¼rzburg vom 11.10.1999
zurÃ¼ckzuweisen.

ErgÃ¤nzend zum Sachverhalt wird auf die BeschÃ¤digten- und Witwenakte sowie
die Schwerbehindertenakte des Beklagten und die Gerichtsakten beider
RechtszÃ¼ge Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht (Â§Â§ 143, 151 SGG) eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig,
aber nicht begrÃ¼ndet. Die KlÃ¤gerin hat keinen Anspruch auf
Hinterbliebenenrente gemÃ¤Ã� Â§ 38 BVG und das volle Bestattungsgeld. Auch
Witwenbeihilfe gemÃ¤Ã� Â§ 48 BVG steht ihr nicht zu.

1.

Nach Â§ 38 Abs 1 BVG hat die Witwe eines BeschÃ¤digten Anspruch auf
Hinterbliebenenrente, wenn dieser an den Folgen seiner SchÃ¤digung gestorben ist.
Der Tod gilt stets dann als Folge einer SchÃ¤digung, wenn ein BeschÃ¤digter an
einem Leiden stirbt, das als Folge einer SchÃ¤digung rechtsverbindlich anerkannt
und fÃ¼r das ihm im Zeitpunkt des Todes Rente zuerkannt war. UnabhÃ¤ngig von
einem a n e r k a n n t e n SchÃ¤digungsleiden ist der Tod nach Â§ 38 Abs 1 Satz 1
BVG auch dann immer die Folge einer SchÃ¤digung, wenn er durch diese
unmittelbar oder mittelbar herbeigefÃ¼hrt worden ist (so Wilke/FÃ¶rster, Soziales
EntschÃ¤digungsrecht, Kommentar, 7. Auflage Â§ 38 RdNr 12 mit
Rechtsprechungshinweisen). Kausal fÃ¼r den Tod ist die SchÃ¤digung aber auch
dann, wenn sie zu einer LebensverkÃ¼rzung um mindestens ein Jahr gefÃ¼hrt hat
(Verwaltungsvorschrift zu Â§ 38 Nr 1 Satz 2 BVG).

Die anerkannte SchÃ¤digungsfolge "geheilter Unterkieferschussbruch mit Verlust
der ZÃ¤hne 11 und 12 im Oberkiefer, 31 bis 36 sowie 41 bis 45 im Unterkiefer" hat
den Tod des VB weder unmittelbar noch mittelbar herbeigefÃ¼hrt. Auch die vom VB
bei dem Arbeitsunfall am 22.03.1968 erlittenen GesundheitsstÃ¶rungen scheiden
als Ursache fÃ¼r Tod des VB aus.

Dies steht zur Ã�berzeugung des Senats fest aufgrund der AusfÃ¼hrungen des Dr.B
â�¦ vom 09.09.1997, des Dr.T â�¦ vom 29.06.1999 sowie der gerichtsÃ¤rztlichen
SachverstÃ¤ndigen Dr.B â�¦ und Prof. Dr.F â�¦ Dem vom SG eingeholten Gutachten
des Dr.H â�¦ sowie den von der KlÃ¤gerin vorgelegten Attesten des Dr.S â�¦ vom
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21.10.1997, des Dr.J â�¦ vom 26.02.1998 sowie des Dr.F â�¦ vom 11.09.2000
vermag der Senat nicht zu folgen.

Prof.Dr.F â�¦ und Dr.B â�¦ haben die Auffassung des Dr.B â�¦ in Ã¼berzeugender
Weise bestÃ¤tigt. So weist Prof. Dr.F â�¦ zu Recht darauf hin, dass der VB trotz der
schÃ¤digungsbedingten Kau- und SchluckstÃ¶rungen kontinuierlich und konstant
Ã¼ber einen Zeitraum von Ã¼ber 52 Jahren seit der Verwundung ein
KÃ¶rpergewicht von 89 kg aufbauen und halten konnte. Prof.Dr.F â�¦ schlieÃ�t mit
an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit die Kau- und Schluckbeschwerden als
Ursache fÃ¼r die beim VB eingetretene abrupte KÃ¶rpergewichtsabnahme von 15
kg innerhalb der letzten zwei Jahre vor seinem Ableben aus. Es bestand nach den
Feststellungen des SachverstÃ¤ndigen beim VB kein Unterschied zwischen einer
stationÃ¤ren ErnÃ¤hrung in der Klinik und einer normalen Essensaufnahme zu
Hause, da in beiden FÃ¤llen der "gestÃ¶rte" Kau- und Schluckvorgang der gleiche
war. Selbst nach einer Operation, wenn ein Patient extubiert und mobilisiert ist, sind
dieselben Voraussetzungen gegeben. Falls eine orale ErnÃ¤hrung nicht mÃ¶glich
ist, wird der Patient â�� wie beim VB geschehen â�� parenteral ernÃ¤hrt oder es
wird eine Infusionstherapie durchgefÃ¼hrt. Die SchÃ¤digungsfolgen des VB haben
weder unmittelbar noch mittelbar zu seinem Tod ursÃ¤chlich beigetragen. Bereits
1988 wurde beim VB schÃ¤digungsfremd eine transabdominelle
Tumornephrektomie rechts wegen hypernephroidem Nierenzellkarzinom
durchgefÃ¼hrt. Dabei hat der VB nach dem Entlassungsbericht des Dr.S â�¦ vom
12.10.1988 in den letzten Monaten, wohl auch infolge der Operation 12 kg Gewicht
abgenommen. Der VB befand sich vom 11.05. bis 18.06.1997 wegen eines
Vorderwandinfarkts mit Vorderwandaneurysma, akuter Pankreatitis und einer
gastrointestinalen Blutung bei Ulcus duodeni in stationÃ¤rer Behandlung. Am
15.07.1997 erfolgte eine Aneurysmaabtragung der Arteria femoralis links.
Postoperativ zeigte sich eine IschÃ¤mie des linken Unterschenkels. Beim VB wurde
deshalb am 16.07.1997 eine femorale und trunkale Thrombektomie sowie
Patchplastik durchgefÃ¼hrt. Zwischen 1995 und der stationÃ¤ren Aufnahme im
Kreiskrankenhaus Bad Neustadt am 11.05.1997 ist nach den gutachtlichen
Feststellungen des Dr.H â�¦ eine Gewichtsabnahme von 15 kg festzustellen
gewesen. Der SachverstÃ¤ndige Prof.Dr.F â�¦ stellt zu Recht die Frage, weshalb bei
einer Gewichtsabnahme von 12 kg das eine Mal Kau- und SchluckstÃ¶rungen ohne
Bedeutung seien, das andere Mal aber bei der Gewichtsabnahme von 15 kg derart
von Bedeutung seien, dass sie sich "in nicht unerheblichen Umfang negativ auf den
letalen Ausgang" ausgewirkt haben. Diese Fragestellung erhellt in besonderer
Weise, die UnschlÃ¼ssigkeit der Argumentation der Dres.S â�¦, J â�¦ und H â�¦ Die
SchÃ¤digungsfolgen des VB haben in keinster Weise zu seinem Tod beigetragen.
Vielmehr sind als Ursache fÃ¼r den Tod des VB schÃ¤digungsunabhÃ¤ngige
Komplikationen der allgemeinen GefÃ¤Ã�erkrankung heranzuziehen. Die
Aneurysmata der Arteria fermoralis und der Aorta waren nach den Feststellungen
des Dr.T â�¦ bereits 1993 bekannt und hatten zu erheblichen embolischen
Komplikationen in den Beinen gefÃ¼hrt. Der relativ rasche Krankheitsverlauf im
Jahre 1997 ist als Finalstadium einer Aneurysmakrankheit nicht ungewÃ¶hnlich. Es
kommt in immer kÃ¼rzeren ZeitabstÃ¤nden zu zahlreichen kleineren und
grÃ¶Ã�eren Embolien mit Verschluss von OrgangefÃ¤Ã�en im Bauchraum. Ein
gastrointestinale Blutung mit neu aufgetretenen Ulcus duodeni als Folge
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anhaltender Beschwerden im Mundbereich anzusehen ist medizinisch nicht
schlÃ¼ssig.

Auch der Arbeitsunfall von 1968 ist nicht ursÃ¤chlich fÃ¼r den Tod des VB. Der
Senat brauchte nicht darÃ¼ber zu entscheiden, ob die Unfallfolgen sich als
mittelbare Folgen der anerkannten SchÃ¤digung darstellen. Die Unfallfolgen sind
nÃ¤mlich sÃ¤mtlich orthopÃ¤discher Natur und kÃ¶nnen schon deswegen keinen
ursÃ¤chlichen Beitrag zum Tod des VB geleistet haben.

Da den SchÃ¤digungsfolgen keinerlei (Mit)-Ursache am Tod des VB zukommt,
kÃ¶nnen sie auch nicht eine LebensverkÃ¼rzung des VB um mindestens ein Jahr
herbeigefÃ¼hrt haben.

Da der Tod des VB nicht die Folge einer SchÃ¤digung ist, steht der KlÃ¤gerin nur
das hÃ¤lftige Bestattungsgeld zu (Â§ 36 Abs 1 Satz 1 BVG).

2.

Die KlÃ¤gerin hat auch keinen Anspruch auf Witwenbeihilfe gemÃ¤Ã� Â§ 48 BVG.

Voraussetzung fÃ¼r die GewÃ¤hrung einer Witwenbeihilfe gemÃ¤Ã� Â§ 48 Abs 1
Satz 1 BVG ist, dass ein rentenberechtigter BeschÃ¤digter, der nicht an den Folgen
der SchÃ¤digung verstorben ist, durch die SchÃ¤digungsfolgen gehindert war, eine
entsprechende ErwerbstÃ¤tigkeit auszuÃ¼ben und dadurch die Versorgung seiner
Hinterbliebenen mindestens um einen der in Satz 1 genannten VonhundertsÃ¤tze
gemindert ist. Diese Minderung wird nach den SÃ¤tzen 5 und 6 dieses Absatzes
unter bestimmten Voraussetzungen unwiderleglich vermutet.

Ein Anspruch der KlÃ¤gerin kann nicht auf Â§ 48 Abs 1 Satz 6 BVG gestÃ¼tzt
werden. Danach steht Witwenbeihilfe zu, wenn der VB zu Lebzeiten mindesten
fÃ¼nf Jahre Anspruch auf Berufschadensausgleich (BSA) gehabt hÃ¤tte. Dabei ist es
ohne Belang, dass der VB keinen BSA bezogen und auch keinen entsprechenden
Antrag gestellt hat. Es mÃ¼ssen lediglich die gesetzlichen Vorausetzungen klar
erkennbar bestanden haben, sodass es sich der Verwaltung aufdrÃ¤ngen muss,
dass alle tatsÃ¤chlichen Voraussetzungen erfÃ¼llt sind (BSG SozR 3-3100 Â§ 48 Nr
3). Die Voraussetzungen hierfÃ¼r liegen nicht vor. Ein Anspruch auf BSA ist
nÃ¤mlich aus der BeschÃ¤digtenakte zu keinem Zeitpunkt klar erkennbar gewesen.
Die beweiserleichternde Rechtsvermutung des Â§ 48 Abs 1 Satz 6 BVG setzt voraus,
dass sich die Verwaltung mit dem hypothetischen und wirklichen Berufsweg des
BeschÃ¤ftigten schon zu Lebzeiten befasst hat und zu einem positiven Ergebnis
gekommen ist. Nur dann liegen im Zeitpunkt des Todes die Voraussetzungen eines
etwaigen Anspruchs auf BSA klar erkennbar vor. Ein solcher Sachverhalt war
vorliegend aber nicht gegeben.

Es besteht auch kein Anspruch auf Witwenbeihilfe nach Â§ 48 Abs 1 Satz 1 BVG.
Kommt einer Witwe die Beweiserleichterung deshalb nicht zugute, weil der VB
weder BSA bezogen noch offenbar Anspruch hierauf gehabt hat, ist der Antrag auf
Witwenbeihilfe abschlieÃ�end nach Â§ 48 Abs 1 Satz 1 BVG zu beurteilen. Das
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Fehlen der Beweiserleichterung schlieÃ�t die Witwe nicht davon aus, ihren
Anspruch durch eine konkrete Minderung der Hintenbliebenenversorgung
darzulegen (BSG aaO). Eine Minderung der Hinterbliebenenversorgung ist durch die
Folgen der SchÃ¤digung aber nicht eingetreten, weil der VB nicht gehindert war,
eine entsprechende ErwerbstÃ¤tigkeit ausÃ¼ben. Der Senat geht dabei davon aus,
dass der VB als SelbststÃ¤ndiger im elterlichen Betrieb gearbeitet hat, da er keine
Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung bezogen hat und auch die
SÃ¼dwestliche Baugenossenschaft in einem Bescheid vom 24.04.1969 von einem
Unfall des VB im eigenen Betrieb ausgegangen ist. Weder hat der VB in seinem
Beruf als selbststÃ¤ndiger GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer im elterlichen Stukkateurbetrieb
einen schÃ¤digungsbedingten Minderverdienst erlitten noch ist das vorzeitige
Ausscheiden aus dem Erwerbsleben 1970 ursÃ¤chlich auf die SchÃ¤digungsfolgen
zurÃ¼ckzufÃ¼hren. Der VB ist nach dem Krieg auch nicht schÃ¤digungsbedingt
verspÃ¤tet in das Berufsleben eingetreten.

Wesentliche Ursache fÃ¼r das Ausscheiden des VB aus dem Betrieb 1970 waren
nicht die schÃ¤digungsbedingten GesundheitsstÃ¶rungen. Ursachen sind im
Versorgungsrecht die Bedingungen, die wegen ihrer besonderen Beziehung zum
Erfolg zu dessen Eintritt wesentlich mitgewirkt haben. Haben mehrere UmstÃ¤nde
zu einem Erfolg beigetragen, sind sie versorgungsrechtlich nur dann
nebeneinanderstehende Mitursachen, wenn sie in ihrer Bedeutung und Tragweite
fÃ¼r den Eintritt des Erfolges annÃ¤hernd gleichwertig sind (Verwaltungsvorschrift
Nr 2 SÃ¤tze 1 und 2 zu Â§ 1 BVG). Von einer annÃ¤hernden Gleichwertigkeit
schÃ¤digungsbedingter und schÃ¤digungsunabhÃ¤ngiger GesundheitsstÃ¶rungen
kann im Zeitpunkt des vorzeitigen Ausscheidens aus dem Erwerbsleben nicht
ausgegangen werden. Die SchÃ¤digungsfolgen haben den VB nicht gehindert, von
1950 bis 1970 im elterlichen Betrieb tÃ¤tig zu sein. Es ist daher wahrscheinlich,
dass die durch den Betriebsunfall 1968 eingetretenen, nicht unerheblichen
Behinderungen auf orthopÃ¤dischem Gebiet den KlÃ¤ger zu einer vorzeitigen
Aufgabe seiner BerufstÃ¤tigkeit veranlassten.

Anhaltspunkte fÃ¼r eine schÃ¤digungsbedingt verspÃ¤tete Berufsaufnahme nach
dem Krieg, die zu einer Minderung der Hinterbliebenenversorgung gefÃ¼hrt hat,
ergeben sich nicht. Der VB hat sein Studium noch wÃ¤hrend des Krieges absolviert
und bereits am 07. April 1945 die erste jurstische StaatsprÃ¼fung abgelegt. Er hat
anschlieÃ�end als Gerichtsreferendar gearbeitet. Das Nichtbestehen der zweiten
juristischen StaatsprÃ¼fung kann den SchÃ¤digungsfolgen nicht angelastet werden.
Aus den vom Oberlandesgericht Bamberg beigezogenen Personalunterlagen des VB
ergibt sich, dass dieser wegen der SchÃ¤digungsfolgen nicht gehindert war, die
WiederholungsprÃ¼fung des zweiten juristischen Staatsexamens zu bestehen. Zwar
war er wÃ¤hrend des neunmonatigen Vorbereitungsdienstes, der ab 01. September
1949 bis zur WiederholungsprÃ¼fung abzuleisten war, vom 08.08.1949 bis zum
08.10.1949 wegen der SchÃ¤digungsfolgen stationÃ¤r in Behandlung gewesen,
doch war er danach fÃ¼r 4 Wochen vom Dienst befreit, sodass er sich auf die
WiederholungsprÃ¼fung in zeitlich ausreichender Weise vorbereiten konnte. Auch
hatte er als Kriegsversehrter der Stufe III Anspruch auf VerlÃ¤ngerung der
Arbeitszeit um die HÃ¤lfte der normalen Arbeitszeit bei den vier schriftlichen
Arbeiten des zweiten Staatsexamens.
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Der VB hat auch in seinem Beruf als selbststÃ¤ndiger GeschÃ¤ftfÃ¼hrer keinen
schÃ¤digungsbedingten Minderverdienst erlitten. Ob der Witwe eines
selbststÃ¤ndig tÃ¤tig gewesenen BeschÃ¤digten Beihilfe zusteht, hÃ¤ngt wie der
BSA davon ab, ob eine Differenz zwischen dem Vergleichseinkommen und dem
Einkommen bestanden hat, das der BeschÃ¤digte als UnselbststÃ¤ndiger mit der
verbliebenen Arbeitskraft noch hÃ¤tte verdienen kÃ¶nnen (BSG SozR 3-3100 Â§ 48
Nr 8). Das Vergleicheinkommen bei SelbststÃ¤ndigen wird nach Â§ 5
Berufschadensausgleichs-Verordnung (BSchAV) ermittelt (Â§ 2 Abs 1 Satz 1 Nr 3
BSchAV). Danach ist bei selbststÃ¤ndig TÃ¤tigen mit abgeschlossener
Hochschulausbildung von dem Endgrundgehalt der Besoldungsgruppe A 14/15
auszugehen (Â§ 5 Abs 1 BSchAV). Nach der Rechtsprechung des BSG (aaO) ist der
SelbststÃ¤ndige hinsichtlich des tatsÃ¤chlichen (derzeitigen) Einkommens als
UnbeschÃ¤digter und als BeschÃ¤digter in die jeweils passende Gruppe der
Besoldungsordnung einzustufen, weil nur damit eine sachgerechte
Vergleichsbetrachtung angestellt werden kann. MaÃ�gebend ist das Einkommen,
das der BeschÃ¤digte als Bewerber um eine unselbststÃ¤ndige Berufsstellung
wahrscheinlich erzielen wÃ¼rde. Das Tatsachengericht hat in freier WÃ¼rdigung
â�� unabhÃ¤ngig vom abstrakten MdE-Grad â�� das trotz SchÃ¤digung verbliebene
LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r eine bestimmte TÃ¤tigkeit einzuschÃ¤tzen. Der Senat
geht in Anlehnung an die Rechtsprechung des BSG davon aus, dass eine
"entsprechende" Arbeitsstelle des VB seinem erlernten Berufsfeld zuzuordnen ist. In
WÃ¼rdigung der vom VB abgeschlossenen Hochschulausbildung und des von ihm
durch die Promotion gezeigten Leistungswillens gelangt der Senat zu der
Ã�berzeugung, dass der VB als UnselbststÃ¤ndiger eine Stelle in der Ã¶ffentlichen
Verwaltung hÃ¤tte finden kÃ¶nnen, in der er das Einkommen der Besoldungsgruppe
A 14/15 erreicht hÃ¤tte. Der VB hÃ¤tte mit dem ihm verbliebenen
LeistungsvermÃ¶gen den beruflichen Anforderungen einer VerwaltungstÃ¤tigkeit
als Beamter des hÃ¶heren Dienstes gerecht werden kÃ¶nnen. Dabei trÃ¤gt der
Senat auch der Erfahrung Rechnung, dass BeschÃ¤digte mit einem MdE-Wert von
70 vH hÃ¤ufig in vollen Umfang den beruflichen Anforderungen gerecht werden
kÃ¶nnen, sodass das Vergleichseinkommen erzielt oder sogar Ã¼berschritten wird.
Dabei kann das Nichtbestehen der zweiten juristischen StaatsprÃ¼fung â�� wie
bereits ausgefÃ¼hrt â�� den SchÃ¤digungsfolgen nicht angelastet werden. Ein
hieraus eventuell sich ergebendes Einstellungshindernis fÃ¼r eine BeschÃ¤ftigung
im Ã¶ffentlichen Dienst kann daher fÃ¼r die Frage der Witwenbeihilfe keine
BerÃ¼cksichtigung finden.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§Â§ 183, 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision im Sinne des Â§ 160 Abs 2 Nrn 1 und 2
SGG sind nicht ersichtlich.

Erstellt am: 16.09.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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